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Das Klima bleibt ein heisses Thema
Das Parlament sagt Ja zum Klimavertrag. Der grosse Kampf steht indes noch an. Er beginnt im Herbst, wenn es bei der 
Revision des CO2-Gesetzes um handfeste Massnahmen geht.

VON DOMINIC WIRTH 

BERN Die Schweiz macht mit beim Pari-
ser Abkommen, das steht seit gestern 
definitiv fest. Nach dem Nationalrat hat 
sich auch der Ständerat für eine Ratifi-
zierung ausgesprochen, und er tat das 
deutlich, mit 39 zu 3 Stimmen bei 2 Ent-
haltungen. Die Ratifizierung ist der 
eine Beschluss, den das Parlament nun 
gefasst hat; der andere betrifft das Re-
duktionsziel. Bis 2030 will die Schweiz 
ihre Treibhausgasemissionen gegen-
über 1990 um 50 Prozent reduzieren. In 
der Kleinen Kammer scheiterte ges-
tern wie schon im Nationalrat der Ver-
such, dieses Ziel zu reduzieren.

Damit sind in Sachen Klimaschutz 
die ersten Pflöcke eingeschlagen, viel 
mehr aber nicht. Denn das Parlament 
hat sich nun zwar auf den Reduktions-
grundwert geeinigt. Wie dieses Ziel 
indes erreicht werden soll, steht noch 
nicht fest. Auf konkrete Massnahmen 
muss man sich im Bundeshaus einigen, 
wenn – voraussichtlich im Herbst – die 
Revision des CO2-Gesetzes in Angriff 
genommen wird. Und schon heute 
zeichnet sich ab, dass ein grosses Tau-
ziehen ansteht.

Ganze Reihe brisanter Themen
Das beginnt schon bei der Frage, wo 

die Schweiz ihre Treibhausgasemissio-
nen einsparen soll. Der Bundesrat hat 
in der Vernehmlassung des neuen CO2-
Gesetzes vorgeschlagen, dass 30 der  
50 Prozent Reduktion im Inland er-
reicht werden sollen. Die restlichen  
20 Prozent sollen mit Massnahmen im 
Ausland – etwa der Finanzierung kli-
mafreundlicher Projekte – abgebaut 
werden können. Allerdings ist diese 
Aufteilung hoch umstritten. Der Wirt-
schaftsverband Economiesuisse etwa 
will nichts von einem Inlandziel wissen, 
sondern wünscht sich mehr Flexibili-
tät bei der konkreten Ausgestaltung  
der Emissionseinsparungen. Ansons-
ten drohen den Schweizer Unterneh-
men laut dem Wirtschaftsdachverband 
Nachteile im internationalen Wettbe-
werb. Ähnlich sieht das die FDP. Deren 
Luzerner Nationalrat und Klimapoli-

tiker Peter Schilliger will sich dafür ein-
setzen, dass «die Wirtschaft selbst ent-
scheiden kann, wo und wie sie ihre 
Emissionen abbauen will». Davon wie-
derum hält man insbesondere im linken 
Lager nichts. Dort setzt man sich für 
ambitioniertere Ziele im Inland ein.

Zu reden geben werden auch die 
Massnahmen, die zum Erreichen der 
konkretisierten Reduktionsziele not-
wendig sind. Zum Beispiel die Verdop-
pelung des maximalen Abgabesatzes 
bei der CO2-Abgabe von 120 auf 240 
Franken, die der Bundesrat in der Ver-
nehmlassung vorgeschlagen hat. Mit 
dieser Abgabe auf fossile Brennstoffe 
verteuert der Bund seit 2008 umwelt-
schädliche Energielieferanten wie 
Erdöl oder Erdgas. Allerdings will die 
Wirtschaft von der Erhöhung der CO2-
Abgabe nichts wissen. Und Economie-
suisse plädiert auch dafür, dass sich 
alle Schweizer Firmen von der CO2-Ab-

gabe befreien können, wenn sie dafür 
mit dem Bund individuelle Reduktions-
ziele vereinbaren. Über eine Motion 
zum Thema aus den Reihen der FDP 
wird der Nationalrat bereits am kom-
menden Dienstag befinden. Diskus-
sionsstoff liefern werden daneben etwa 
die Emissionsvorschriften für Fahr-
zeuge. Oder das Verbot von Ölheizun-
gen, das der Bundesrat in der Ver-
nehmlassung zur Diskussion stellte. 
Dieses würde ab 2029 greifen, wenn die 
Emissionen nicht wie geplant zurück-
gehen, und es würde sowohl Neubau-
ten als auch den Ersatz fossiler Heizun-
gen bei bestehenden Bauten umfassen. 

Die Umsetzung des Pariser Klima-
abkommens birgt also reichlich Zünd-
stoff. Stefan Müller-Altermatt, CVP-
Nationalrat und Präsident der zuständi-
gen Nationalratskommission, erwartet 
einen hartes Ringen, ein härteres gar 
noch als bei der Energiestrategie 2050. 

«Das politisch Machbare und die gesetz-
ten Ziele klaffen in meinen Augen hier 
weiter auseinander als bei der Energie-
strategie», sagt der Solothurner. 

SVP denkt erneut ans Referendum
Am Ende könnte es – wie schon bei 

der Energiestrategie – zu einem Refe-
rendum kommen. Die SVP wollte als 
einzige Partei vom Pariser Abkommen 
nichts wissen, war mit dieser Haltung 
im Parlament aber chancenlos. Und sie 
droht schon heute mehr oder weniger 
unverblümt damit, auch gegen die Re-
vision des CO2-Gesetzes – und damit 
die Umsetzung des Pariser Abkom-
mens – das Referendum zu ergreifen. 
«Wir werden uns im Parlament nach 
Kräften gegen schädliche Massnah-
men wehren», sagt Toni Brunner, der 
St. Galler Nationalrat, «und wenn uns 
das Ergebnis nicht passt, dann prüfen 
wir ein Referendum.»

Das Verbot von Ölheizungen ist ein Vorhaben, das in den kommenden Monaten zu reden geben wird.� Bild Key

Sicherheitslücke: Bundesprüfer  
stossen auf Milliardenrisiko
Die Steuerverwaltung des 
Bundes löst jährlich Zahlun-
gen von über 30 Milliarden 
Franken aus. Die Eidgenössi-
sche Finanzkontrolle hat im 
Zahlungssystem eine kritische 
Sicherheitslücke gefunden.

VON FABIAN FELLMANN 

BERN Die Angestellten der Bundesver-
waltung sind ehrliche Häute. Zu die-
sem Schluss führt ein Bericht der Eid-
genössischen Finanzkontrolle. Die un-
abhängigen Prüfer des Bundes haben 
im vergangenen Jahr das interne  
Kontrollsystem der Eidgenössischen 
Steuerverwaltung unter die Lupe ge-
nommen. Dabei stiessen sie auf eine 
Sicherheitslücke, welche die Prüfer als 
sehr kritisch einstuften, weil sie für 
den Bund ein Milliardenrisiko dar-
stellte. 138 Mitarbeiter der Bundesver-
waltung hätten das Zielkonto für Zah-
lungen der Steuerverwaltung abän-
dern können, ohne dass diese noch ein-
mal einem Kontrollsystem unterwor-
fen worden wären. Das betrifft unter 
anderem Rückerstattungen der Ver-
rechnungssteuer, die zum grossen Teil 
ins Ausland fliessen. Dabei handelt es 

sich um enorme Summen: 2015 lösten 
die entsprechenden Systeme Auszah-
lungen von 31,2 Milliarden Franken 
aus. Das geht aus einem Bericht der 
Kontrolleure vom Oktober 2016 hervor, 
der auf Begehren dieser Zeitung nun 
veröffentlicht worden ist.

Weil die Finanzkontrolle das Si-
cherheitsproblem als sehr kritisch be-
trachtete, forderte sie den Bundesrat 
im Mai 2016 auf, es zu beheben. Das tun 
die Prüfer nur bei besonderen Ereig-
nissen oder in Fällen, in denen grös-
sere finanzielle Verluste drohen. Ein 
Beispiel dafür ist das Debakel mit den 
Bürgschaften des Bundes für Hochsee-
schiffe, vor dem die Finanzkontrolle 
den Bundesrat im April 2016 warnte. 
Inzwischen hat sich herausgestellt, 
dass der Bund einen Abschreiber von 
215 Millionen Franken tätigen muss.

Kreis der Berechtigten war gross
Bei den Auszahlungen der Steuer-

verwaltung hingegen scheint der Bund 
keinen finanziellen Verlust erlitten zu 
haben, obwohl das Sicherheitsproblem 
über Jahre unerkannt geblieben war. 
Die Finanzkontrolle entschied sich da-
rum zu einer Nachprüfung bis zurück 
ins Jahr 2012. Sie fand dabei keine Hin-
weise darauf, dass die Lücke im System 
ausgenutzt worden wäre. Die Steuer-
verwaltung musste aber fortan jede 
Woche überprüfen, ob die Geldadres-

sen verändert worden sein könnten, bis 
die Sicherheitslücke behoben war. Be-
sonders beunruhigend war für die Prü-
fer, dass nicht etwa nur Angestellte der 
Steuerverwaltung die Daten hätten 
manipulieren können. In dem Amt be-
sassen nur 16 Personen die entspre-
chenden Berechtigungen. Beim Bun-
desamt für Informatik hingegen, wel-
ches die Datenbanken betreibt, zählten 
76 Personen zum Kreis der Berechtig-
ten, weitere 40 waren es bei der Finanz-
verwaltung, einzelne weitere beim 
Bundesamt für Bauten und Logistik, 
bei der Zollverwaltung und sogar bei 
der Bundesanwaltschaft. Die Steuer-
verwaltung selbst wusste nicht Be-
scheid darüber, wer die entsprechen-
den Berechtigungen besass.

Die Lücke bestand im Zusammen-
spiel der Informatiksysteme Molis, das 
für die Mehrwertsteuer zum Einsatz 
kommt, und Solis, das für die Stempel-
abgabe, die Verrechnungssteuer und 
die direkte Bundessteuer genutzt wird, 
sowie der Datenbanklösung SAP P07. 
Molis und Solis sind berüchtigt: Die 
Systeme stammen aus den 1980er-Jah-
ren und sollten im gross angelegten 
Projekt Insieme ersetzt werden. Die 
Kosten liefen jedoch aus dem Ruder, 
2012 zog die damalige Departements-
vorsteherin Eveline Widmer-Schlumpf 
den Stecker. Das Debakel kostete die 
Steuerzahler 102 Millionen Franken.

SVP schwärmt aus Selfies vor dem Rheinfall

Zur Halbzeitpause der Sommersession sind die Bundeshausfraktionen 
gestern in verschiedene Ecken der Schweiz ausgeflogen. Die SVP setzte auf 
Gemütlichkeit und Tradition – mit einer Schifffahrt vom Schloss Laufen zur 
Musikinsel Rheinau. Vor der Kulisse des Rheinfalls war Zeit für Gespräche – 
und Selfies. Diese Möglichkeit nutzten auch der Schaffhauser Nationalrat 
Thomas Hurter (links) zusammen mit seiner Frau sowie Nationalratspräsi-
dent Jürg Stahl. � Bild Key

Einfuhrstopp für Stopfleber
BERN Der Nationalrat fordert ein Im-
portverbot für tierquälerisch erzeugte 
Produkte. Er hat eine Motion von Mat-
thias Aebischer (SP/BE) mit 97 zu 
77  Stimmen bei 17 Enthaltungen ange-
nommen. Stimmt auch der Ständerat 
der Motion zu, muss der Bundesrat die 
rechtlichen Grundlagen für einen Ein-
fuhrstopp von Produkten wie Stopfle-
ber und Froschschenkeln erarbeiten. 

Das Landwirtschaftsgesetz ermögliche 
es, die Einfuhr von Tierprodukten ein-
zuschränken oder zu verbieten, die mit 
in der Schweiz verbotenen Methoden 
produziert würden, hielt Motionär Ae-
bischer fest. Bundesrat Alain Berset 
sagte, er verurteile «solche Praktiken». 
Er hat aber auch Bedenken. Ein solches 
Verbot wäre mit internationalem Recht 
wohl nicht vereinbar. (sda)

Journal

Hörgeräte: Die AHV zahlt  
jetzt für beide Ohren
BERN IV-Bezüger erhalten einen höhe-
ren Beitrag an Hörgeräte als AHV-Rent-
ner. Das ist ungerecht, findet das Parla-
ment. Nach dem Ständerat hat gestern 
auch der Nationalrat eine Motion von 
FDP-Ständerat Josef Dittli (UR) ange-
nommen. Die grosse Kammer will aber 
keine vollständige Angleichung. Den 
Motionstext änderte der Nationalrat da-
hingehend ab, dass die AHV einen Kos-
tenbeitrag an die Versorgung beider 
Ohren leistet. Wie bei der Vergütung 
anderer Hilfsmittel soll dieser Betrag 
75  Prozent des IV-Betrages entspre-
chen. Diesen Vorschlag brachte Bun-
desrat Alain Berset ein. Der Kostenbei-
trag der IV für die Versorgung beider 
Ohren entspricht 1650 Franken, jener 
der AHV soll daher 1237.50 Franken be-
tragen. Heute bezahlt die AHV pauschal 
630 Franken, und dies nur für ein Ohr.

Grünpflege entlang der  
Strassen kostet 35 Millionen
BERN Die Pflege der 4236 Hektaren 
Grünräume entlang der 1840 Kilometer 
Nationalstrassen kostet gemäss dem 
Bundesamt für Strassen (Astra) jähr-
lich rund 35 Millionen Franken. Die Rei-
nigungskosten für die Beseitigung von 
Abfällen durch Littering werden auf 
rund zwei Millionen Franken jährlich 
geschätzt. Genaue Statistiken gibt es 
nicht. Aufgrund der Erfahrungen und 
der Schätzungen geht das Astra von 
rund einer Tonne Abfall durch Littering 
pro Autobahnkilometer und Jahr aus.

Konzernchef Veit Dengler  
verlässt NZZ-Mediengruppe
ZÜRICH Veit Dengler, der Chef der NZZ-
Mediengruppe, verlässt die Falken-
strasse. Grund für den Abgang nach 
knapp vier Jahren sind Differenzen mit 
dem Verwaltungsrat. Die Nachfolge ist 
noch offen. Über die grundsätzliche Stra-
tegie waren sich Dengler und der Ver-
waltungsrat noch einig. Bei der NZZ soll 
weiterhin auf die Publizistik fokussiert 
werden – so wie es 2013 beschlossen 
wurde. Differenzen gab es jedoch bei der 
Frage, wie diese Strategie in der nächs-
ten Phase umgesetzt werden solle. Vor 
diesem Hintergrund seien sie zu dem 
Schluss gelangt, dass eine andere Per-
son diese Aufgabe übernehmen solle.
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